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Erlaß 
des Staalsrates 

der Deutschen Demokratischen Republik 
über die Bearbeitung 

der Eingaben der Bürger

vom 20. November 1969

Die Verwirklichung der sozialistischen Verfassung 
erfordert die aktive Wahrnehmung des Rechts der 
Bürger auf umfassende Mitgestaltung des politischen, 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens des 
sozialistischen Staates sowie das noch engere und ver­
trauensvolle Zusammenwirken der Bürger und ihrer 
Staats- und Wirtschaftsorgane bei der Gestaltung des 
entwickelten gesellschaftlichen Systems des Sozialis­
mus in der Deutschen Demokratischen Republik.

Die strikte Wahrung der verfassungsmäßig garan­
tierten Rechte der Bürger und ihrer Gemeinschaften 
sowie die gründliche Trüfung und sorgfältige Bearbei­
tung ihrer Eingaben sind Verfassungsgebot für alle 
Staats- und Wirtschaftsorgane. Die Leiter und Mit­
arbeiter der Staats- und Wirtschaftsorgane sind ver­
pflichtet, über die Vorschläge. Hinweise, Anliegen und 
Beschwerden der Bürger schnell, unbürokratisch und 
gerecht zu entscheiden. Sie arbeiten dabei eng mit den 
Bürgern und ihren Gemeinschaften zusammen.

Den Grundsätzen sozialistischer staatlicher Leitung 
und sozialistischer Demokratie entspricht es, daß Ein­
gaben bei denjenigen Staats- und Wirtschaftsorganen 
eingereicht, bearbeitet und entschieden werden, die 
dafür gemäß der Verfassung -und den gesetzlichen Be­
stimmungen sachlich zuständig sind.

Die bisherige .Arbeit mit den Eingaben hat wesent­
lich zur Festigung des Vertrauensverhältnisses der 
Bürger zu ihrem sozialistischen Staat und zur Ent­
wicklung ihrer staatsbürgerlichen Aktivität beigetra­
gen. In Weiterführung dieser bewährten Grundsätze 
beschließt der Staatsrat:

A b s c h n i t t  I 

Grundsätze

§ 1

(1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Re­
publik hat das Recht, sich mit Eingaben an die Volks­
vertretungen, ihre Abgeordneten sowie alle Staats­
und Wirtschaftsorgane, sozialistischen Betriebe, Kom­
binate und staatlichen Einrichtungen zu wenden. Die­
ses Recht steht auch den gesellschaftlichen Organisa­
tionen und den Gemeinschaften der Bürger zu.

(2) Keinem Bürger darf auf Grund seiner Eingabe 
ein Nachteil entstehen. Gleiches gilt für die gesell­
schaftlichen Organisationen und Gemeinschaften der 
Bürger.

§ 2

(1) Eingaben sind Vorschläge, Hinweise, Anliegen 
oder Beschwerden der Bürger, gesellschaftlichen Or­
ganisationen und der Gemeinschaften der Bürger an 
die Volksvertretungen, ihre Abgeordneten sowie an die 
Staats- und Wirtschaftsorgane, sozialistischen Betriebe, 
Kombinate und staatlichen Einrichtungen. Sie können 
schriftlich oder mündlich vorgebracht werden.

(2) Vorschläge, Hinweise, Anliegen und Beschwerden, 
die in öffentlichen Versammlungen, Presse, Funk und 
Fernsehen vorgebracht werden, sind wie Eingaben zu 
behandeln, sobald sie zur Kenntnis der Staats- und 
Wirtschaftsorgane, sozialistischen Betriebe, Kombinate 
und staatlichen Einrichtungen gelangen.

(3) Die in Rechtsvorschriften vorgesehenen Rechts­
mittel sind keine Eingaben im Sinne dieses Erlasses. 
Gleiches gilt für Neuerervorschläge und Anträge, de­
ren Bearbeitung durch besondere Rechtsvorschriften 
geregelt ist.


